
DER Bt 'NDESMINISTER 
FüR 

AUSW ÄHTlGE ANGELEGENHEITEN 

Zl.306.01002/12-Vlo2/83 

An den 

n - 6ft der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XVI. Gesetzaebunssperiode 

Herrn Prijsidenten 

des Nationalrates 

Parlament 

2i-l1/AB 

1983 -11- 2 8 
zu ,2,16 /J 

Wie n 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dipl.lng.Dr.leitner und Gene 

haben am 29.9.1983 unter der Zahl 216/J-NR/1983 on mich eine schrift­

liche Anfrage betreffend Uberstundenleistungen gerichtet, welche 

folgenden Wortlaut hat: 

Wl. Wieviele Uberstunden und sonstige Mehrdienstleistungen wurden in 

den Jahren 1982 und im ersten Halbjahr des Jahres 1983 in Ihrem 

Ressortbereich geleistet und wie verteilen sich diese auf Zentral­

verualtung, auf vorgelagerte Dienststellen und auf Betriebe oder 

betriebsHhnliche Einrichtungen? 

2. Wie hoch ist der Betrag fUr Uberstunden und Mehrdienstleistungen, 

der ~9H2 und im ersten Halbjahr des Jahres 19~3 in Ihrem Ressort­

bereich erforderlich war? 

30 Wie hoch ist der Betrag fUr Uberstunden und Mehrdienstleistungen, 

der im ersten Halbjahr des Jahres 19H3 in Ihrem Ressortbereich 

erforderlich war und wie verhalt sich dieser im VergleiCh zum 

Vorjahr? 
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40 Wieviele Uberstunden bzwo Mehrdi~nstleistungen wurden 1982 auf 

Grund des Regierungsbeschlusses eingespart? 

50 Wieviele der geleisteten Uberstunden bzwo Mehrdienstleistungen 

fallen regelmHßig an? 

6. Wird in Ihrem ZustHndigkeitsbereich der Dienstpastenplan ausge­

weitet und weitere Arbeitskr~fte anstelle der geleisteten Uber­

Gtunden und Mehrdienstleistungen eingestellt? 

70 Wenn ja, wieviele Dienstposten wurden bzwo sollen dabei neu ge­

schaffen werden? 

80 Sind Sie dafUr, TeilzeitarbeitsplHtze auch fUr pragmatisierte 

Bedienstete zu schaffen? 

9. Wenn nein e warum lehnen Sie die TeilzeitbeschHftigung pragmatisierter 

Bediensteter ab, obwohl eine solche Maßnahme arbeitsmarktpolitisch 

erwUnscht ist?W 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten: 

Zu den allgemeinen AusfUhrungen der Anfrage darf ich auf die 

einleitende Stellungnahme des Herrn Bundeskanzlers zu der analogen 

Anfrage Zahl 215/J-NR/1983 verweisen. 

.1. 
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Zu frage 1: 

Auf Grund der Unterlagen des Bundesrechenamtes wurden im Jahre 

1982 im ha. Ressort insgesamt 1290911 Uberstunden geleistets davon ent­

fielen 66.160 Uberstunden auf die Zentrale, 570770 Uberstunden auf die 

Vertretungsbehörden, 2.090 Uberstunden auf die Diplomatische Akademie 

und 3.890 Uberstunden auf die Kulturinstituteo 

Im 1. Halbjahr 1983 wurden in der Zentrale 320744 Uberstunden, 

on den Vertretungs behörden 250926 Uberstunden, an der Diplomatischen 

Akademie 847 Uberstunden und an den Kulturinstituten '0645 Uberstunden 

erbracht; insgesamt somit 61.163 Uberstundeno 

Auf Grund der zur VerfUgung stehenden Unterlagen des Bundes­

rechenamtes kann nur die der Bezahlung der Uberstunden zugrunde ge­

legte Anzahl der Uberstunden bekanntgegeben werden; ein solcher RUck­

schluß ist jedoch bei den Ubrigen Arten der Mehrdienstleistungen 

nicht möglich. 

Zu frage 2: 

Der 1982 fUr Uberstunden und sonstige Mehrdienstleistungen 

(Budgetpost 5650) erforderliche Betrog ~ar S 230 8610998,-0 

FUr dos 1. Halbjahr 1983 waren es S 11,6740628'=0 

Zu frage 3: 

Im 1. Halbjahr 1983 wurden fUr Uberstunden und sonstige Mehr­

dienstleistungen in der Zentrale, on den Vertretungs behörden, der 

Diplomatischen Akademie und den Kulturinstituten S 11,6740628,= aufge­

wendet. Im gleichen Zeitraum des Jahres 1982 waren es S 12,374.368,-. 

Es ist somit eine Reduktion von S 699 0 740,- eingetreten, dos 

entspricht einem RUckgang um 5,65 %. 
Bei einem Vergleich der beiden Summen muß berUcksichtigt 

werden, daß die BezUge und somit auch die Hehrdienstleistunesvergutungen 

der Bundesbediensteten ob 10201983 um durchschnittlich 4,42 % angehoben 

wurden. 
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Zu frage 4: 

Im Jahre 1981 wurden im haG R~ssort insgesamt 136.830 Uber­

stunden geleistet, im Jahre 1982 waren es insgesamt 123.930 Uber­

stunden. Es konnte somit eine Einsparung von 120900 Uberstunden 

(= 9,4 %) erzielt werden. {Aus GrUnden der Vergleichbarkeit bezieht 

sich die Beantwortung lediglich auf die in der Zentrale und an den 

VertretungsbehHrden geleisteten Uberstunden)o 

Zu frage 5: 

Eine vollstöndlge Beantwortung der frage wöre nur nach Durch­

fUhrung einer umfangreichen und zeitraubenden Erhebung mHglich. 

Gemöß § 15 Absatz 2 Gehaltsgesetz 1956 kHnnen NebengebUhren 

pauschaliert werden, wenn die Dienstleistungen, die einen Anspruch 

auf eine solche NebengebUhr begrUnden, dauernd oder so regelmößig 

erbracht werden, daß die Ermittlung monatlicher Durchschnittswerte 

mHglich ist. 

Im haG Bereich fielen 1982 pro Monat durchschnittlich 

7312,5 pauschalierte Uberstunden an. 

Zu Fragen 6 und 7: 

Nach Ablauf und Auswertung derzeit in einzelnen Ressorts 

laufender Projekte (z.B. Bundesministerium fUr Unterricht und Kunst, 

Bundesministerium fUr Verkehr), anstelle von Uberstundenleistungen 

Planstellen zu systemisieren, werden in meinem Ressort im Zusammen­

wirken mit dem Bundeskanzleramt weitere Uberlegungen anzustellen sein. 

Zu Frage 8: 

Ich bin nicht dafUr, Teilzeitarbeitsplötze auch fUr pragmatisierte 

Bedienstete zu schaffen. 

Diese Meinung wird im Ubrigen auch von der Gewerkschaft der Ge­

meindebediensteten, der Eisenbahner sowie der Gewerkschaft der Post­

und Fernmeldebediensteten vertreten. 

./. 
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Zu frage 9: 

Eine TeilzeitbeschHftigung fUr pragmatisierte Bedienstete 

widerspricht dem Wesen des Berufsbeamtentums schon deshalb, weil die 

rechtliche Ausgestaltung des öffentlich rechtlichen DienstverhHltnisses 

sowohl hinächtlich der Pflichten als auch der Rechte von dem Gedanken 

ausgeht, daß der Beamte seinem Dienstgeber seine Arbeitskraft dauernd 

und zur GHnze zur VerfUgung zu stellen hat. Dieser verstHrkten Ver­

pflichtung des Beamten steht als Gegenleistung des Dienstgebers unter 

anderem eine Besoldungsstruktur, die auf dem System der Beförderung 

aufbaut, sowie die Pensionsleistung durch den Dienstgeber gegenUber. 

Die Ubertragung dieser Rechte ohne entsprechende Verpflichtung gegen­

Uber dem Dienstgeber, wie es bei teilzeitbeschöftigten Beamten der 

fall wöre, ist nach meiner Ansicht rechtspolitisch verfehlt. 

Ein weiterer Grund dafUr, Teilzeitarbeitsplötze fUr pragmatisierte 

Bedienstete nicht zu schaffen, ist die Tatsache, daß leitungsfunktionen 

wegen der erforderlichen Kontinuitöt und des damit verbundenen Uber­

blickes kaum mit teilzeitbeschöftigten Beamten besetzt werden können. 

Da es im Interesse eines zweckmößigen und sparsamen Dienstbetriebes 

gelegen ist, eine durchgehende Arbeitsleistung zu verlangen, hötten 

teilzeitbeschöftigte Beamte gegenuber vollbeschHftigten Beamten nur 

wesentlich verringerte Aufstiegsmöglichkeiten. 

Hiezu tritt, daß dos vertragliche Dienstverhöltnis die Mög­

lichkeit der Teilzeitbeschöftigung vorsieht, sodaß hier - ohne Struktur­

önderung der rechtlichen Ausgestaltung - ein arbeitsmarktpolitischer 

Spielraum möglich ist. Der Stellen plan 1983 sieht erstmals durch eine 

Navellierung des Punktes 3 Absatz 1 und 5 des Allgemeinen Teiles die 

Möglichkeit vor, Planstellen fUr Beamte zugunsten Vertragsbediensteter 

der Kategorie B (TeilzeitbeschHftigte) zu binden. Durch diese 

Änderung von Bindungsbestimmungen werden die Ressorts in die lage 

versetzt, dem vermehrten Wunsch nach Teilzeitbeschöftigung Rechnung 

zu trogen. 

./. 
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Dies entspricht auch der parlamentarischen Entschließung 

des Nationalrates vom 1. Juli 1981 unter Nr. F 61-NR/XV. GP. Den 

Beratungen zu dieser Entschließung lagen die AbwHgung der Argumente 

fUr und gegen die EinfUhrung der TeilzeitbeschHftigung im Dienst­

recht der Bundesbeamten zugrunde. Die Alternativen zu dieser Maß­

nahme sind Gegenstand der Entschließung und wurden vom Bundes­

kanzleramt im Wege eines Rundschreibens vom 2. September 1981, 

GZ 920 199/1-11/1/82, allen Ressorts zur Kenntnis gebracht. 

Wien, am 18. November 1983 

Der 

• 
, 

241/AB XVI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)6 von 6

www.parlament.gv.at




